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Erhöhte Bedrohungslage durch russische und iranische Tätigkeiten – Welche Auswir-
kungen ergeben sich für Nordrhein-Westfalen? 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Bundesinnenminister Alexander Dobrindt hat die bislang formulierte abstrakte Bedrohungs-
lage für Deutschland zu einer hohen Bedrohungslage hochgestuft.1 Zur Begründung verwies 
der Bundesminister auf eine veränderte Melde- und Aufklärungslage sowie auf klar erkennbare 
Anschlagsplanungen gegen Ziele in Deutschland. Nach Informationen der ZEIT2 sollen insbe-
sondere Aktivitäten russischer und iranischer Akteure Anlass für diese Neubewertung sein. 
Genannt werden unter anderem mögliche Sabotagehandlungen, Ausspähungen von Vertre-
tern der Rüstungsindustrie sowie Gefährdungen jüdischer und israelischer Einrichtungen und 
iranischer Oppositioneller. Darüber hinaus wird berichtet, dass die Sicherheitsbehörden eine 
deutliche Zunahme entsprechender Hinweise verzeichnen und ihre Kapazitätsgrenzen zuneh-
mend erreicht würden. 
Nordrhein-Westfalen besitzt als bevölkerungsreichstes Bundesland eine Vielzahl potenzieller 
Angriffspunkte. Hierzu zählen Einrichtungen der Kritischen Infrastruktur, bedeutende Industrie- 
und Rüstungsunternehmen, internationale Verkehrsknotenpunkte, zahlreiche jüdische Einrich-
tungen sowie Standorte von Bundeswehr, NATO und Sicherheitsbehörden. Bereits in den ver-
gangenen Jahren haben Sicherheitsbehörden wiederholt auf die zunehmende Bedeutung hyb-
rider Bedrohungen durch staatliche und staatsnahe Akteure hingewiesen. Hierzu gehören ins-
besondere Sabotage, Spionage, Desinformation, Cyberangriffe sowie die Rekrutierung krimi-
neller Strukturen für verdeckte Operationen. 
Erst im Innenausschuss am 09.07.2026 hatte Minister Reul zur hybriden Bedrohungslage be-
richtet (vgl. Vorl. 18/5328) und mitgeteilt, dass aktuell vermehrt Ausforschungs-, Vorberei-
tungs- und Störmaßnahmen festgestellt würden und deshalb eine hohe abstrakte Gefährdung 
insbesondere für Kritische Infrastrukturen bestehe. 
 
 
Der Minister des Innern hat die Kleine Anfrage 8463 mit Schreiben vom 20. August 2026 
namens der Landesregierung beantwortet. 

 
1 Vgl. etwa Musharbash, Yassin und Stark, Holger, „Warum Innenminister Dobrindt die Bedrohungs-
lage hochstuft“, in: DIE ZEIT, abrufbar unter: https://www.zeit.de/politik/deutschland/2026-07/alexan-
der-dobrindt-anschlaege-russland-iran (letzter Abruf am 23.07.2026). 
2 Vgl. ebd. 
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1. Wie bewertet die Landesregierung die vom Bundesinnenminister vorgenommene 
Hochstufung der Bedrohungslage für Deutschland im Hinblick auf Nordrhein-
Westfalen? 

 
2. Welche neuen Erkenntnisse sind der Landesregierung seit Vorlage ihres Berichts 

an den Innenausschuss am 9. Juli 2026 über hybride Bedrohungen, Spionage-, 
Sabotage- oder Anschlagsplanungen russischer, iranischer oder sonstiger fremd-
staatlicher Akteure bekannt geworden? 

 
3. Hat die Landesregierung seit dem 9. Juli 2026 ihre Gefährdungsbewertung für 

Nordrhein-Westfalen angepasst? 
 
4. Welche konkreten Erkenntnisse liegen der Landesregierung beziehungsweise den 

nordrhein-westfälischen Sicherheitsbehörden derzeit über Bedrohungen durch 
russische oder iranische Akteure in Nordrhein-Westfalen vor? 

 
5. Welche zusätzlichen Schutzmaßnahmen wurden seit der öffentlichen Erklärung 

des Bundesinnenministers für Kritische Infrastrukturen, militärische Einrichtun-
gen, Unternehmen der Sicherheits- und Rüstungsindustrie sowie jüdische Ein-
richtungen in Nordrhein-Westfalen ergriffen? 

 
Die Fragen 1 bis 5 werden auf Grund des Sachzusammenhangs gemeinsam beantwortet. 
 
Bei den Sicherheitsbehörden des Bundes und der Länder besteht ein erhöhtes Hinweisauf-
kommen. Die Bandbreite der Hinweise reicht von der Auskundschaftung, Ausspähung und 
Sabotage von Objekten der Kritischen Infrastruktur (KRITIS) über Cyberangriffe auf politische, 
wirtschaftliche und gesellschaftliche Akteure bis hin zur Planung der physischen Gewaltan-
wendung gegen Repräsentanten der Wirtschaft und der Zivilgesellschaft. 
 
Aus dem Vorliegen dieser Erkenntnisse und Hinweise resultiert eine erhöhte Gefährdungs-
lage, die den gesamten Verfassungsschutzverbund sowie die Polizeibehörden des Bundes 
und der Länder fordert. Zur Bewältigung der Gefährdungslage stehen die Sicherheitsbehörden 
des Bundes und der Länder im fortlaufenden Austausch und ergreifen entsprechende Maß-
nahmen zur Abwehr möglicher Bedrohungen.  
 
Die Sicherheitsbehörden des Landes Nordrhein-Westfalen erheben fortwährend sicherheits-
relevante Erkenntnisse. Diese sind Grundlage für die jeweilige Beurteilung der Gefährdungs-
lage und gegebenenfalls darauf basierender Schutzmaßnahmen.  
 
Zu konkreten Maßnahmen, Örtlichkeiten und Akteurinnen bzw. Akteuren können aufgrund der 
operativen Geheimhaltungserfordernisse keine Angaben getätigt werden, da die Preisgabe 
dieser Erkenntnisse Rückschlüsse auf polizeitaktische und sicherheitsbehördliche Vorgehens-
weisen und sicherheitsrelevante Örtlichkeiten und Personen zulassen und hierdurch der Ein-
satz- und Ermittlungserfolg bei zukünftigen gleichgelagerten Einsatzanlässen gefährdet 
würde.  
 
Vor diesem Hintergrund wird nach sorgfältiger Abwägung und unter Berücksichtigung der Be-
deutung des parlamentarischen Frage- und Informationsrechts von einer weiteren, konkreti-
sierten Beantwortung der Fragen aufgrund entgegenstehender überwiegender Belange des 
Staatswohls abgesehen. 
 
Ungeachtet dessen wird in diesem Zusammenhang auf die vom Bundesamt für Verfassungs-
schutz am 23.07.2026 veröffentlichten Sicherheitshinweise für die Wirtschaft, die sich mit dem 
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Thema „Sicherheits- und Verteidigungsbranche als Zielfläche“ befassen, verwiesen. Danach 
steht die Sicherheits- und Verteidigungswirtschaft traditionell besonders im Fokus sowohl von 
ausländischen Nachrichtendiensten als auch von extremistischen Akteuren. Das gilt mit Blick 
auf die strategische Aufklärung, die verdeckte Beschaffung von militärischen Technologien 
und einschlägigem Know-how, aber auch auf die gezielte Einflussnahme und auf Sabotage-
handlungen. 
 
Der Sicherheitshinweis ordnet die aktuelle Gefährdungslage für Unternehmen der Sicherheits- 
und Verteidigungswirtschaft durch Spionage, Sabotage, Cyberangriffe, Sanktionsumgehung, 
propalästinensische Aktionen sowie linksextremistische Akteure ein.  


